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Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

§ 434. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die Geschäftsführung hinsichtlich der ihnen nach 
den Abs. 2 bis 4 zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellenausschuss kann unbeschadet seiner eigenen 
Verantwortlichkeit einzelne seiner Obliegenheiten dem/der Vorsitzenden und die Besorgung bestimmter 
laufender Angelegenheiten dem Büro übertragen. 

(2) Die Landesstellenausschüsse der Österreichischen Gesundheitskasse haben nach einheitlichen 
Grundsätzen und Vorgaben des Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 1. Mitwirkung im Rahmen der Zielsteuerung-Gesundheit insbesondere bei der regionalen Planung 
einschließlich die Entsendung von Vertreter/innen in die Gesundheitsplattform und die Landes-
Zielsteuerungskommission des jeweiligen Landesgesundheitsfonds; 

 2. Verhandlung gesamtvertraglicher Honorarvereinbarungen mit den freiberuflich tätigen Ärzten 
und Ärztinnen und den Gruppenpraxen auf regionaler Ebene einschließlich des Stellenplans nach 
§ 342 Abs. 1 Z 1 in Verbindung mit den Abs. 1a und 3; 

 3. Beschlussfassung über die Auswahl der Vertrags(zahn)ärzte und Vertrags(zahn)ärztinnen, 
Vertrags-Gruppenpraxen und Primärversorgungseinheiten auf regionaler Ebene sowie die 
Beendigung dieser Vertragsverhältnisse; 

 4. Beschlussfassung über Einzelverträge mit Hebammen, klinischen Psycholog/inn/en, 
Psychotherapeut/inn/en sowie Beförderungsunternehmen unter Bedachtnahme auf bestehende 
Gesamt-, Muster- und Rahmenverträge; 

 5. Verhandlung und Entscheidung über die Verwendung der am 31. Dezember 2018 vorhandenen 
allgemeinen Rücklage der jeweiligen Gebietskrankenkasse und Verwendung der Rücklagen für 
Gesundheitsreformprojekte in Abstimmung mit der Landes-Zielsteuerungskommission; 

 6. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 
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 7. Bestellung von Bevollmächtigten zur Vertretung der Anstalt bei den für ihren Sprengel in 
Betracht kommenden Landesgerichten als Arbeits- und Sozialgerichten bzw. dem Arbeits- und 
Sozialgericht Wien, den Oberlandesgerichten und Landeshauptmännern/Landeshauptfrauen 
sowie bei anderen Behörden für die in Betracht kommenden Länder; 

 8. Behandlung von Anträgen an den Unterstützungsfonds; 

 9. Entscheidung über die Verwendung der der Landesstelle zugewiesenen Mittel aus dem 
Innovations- und Zielsteuerungsfonds nach § 447a für Gesundheitsreformprojekte; 

 10. Bestellung der Landesstellenleiter/innen und deren Stellvertreter/innen auf Vorschlag des 
Verwaltungsrates; 

 11. regionale Betreuung der Versicherten, der Dienstgeber/innen und der Vertragspartner/innen. 

(3) Die Landesstellenausschüsse der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt haben nach 
einheitlichen Grundsätzen und Vorgaben des Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 1. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 

 2. Mitwirkung an der Durchführung der Rehabilitation im Rahmen der Unfallversicherung, 
Gewährung von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge und ihre Durchführung; Mitwirkung an 
der Feststellung aller übrigen Leistungen und Vorlage der Leistungsanträge an den zur 
Entscheidung zuständigen Verwaltungskörper; 

 3. Standesführung und Kontrolle der im Sprengel der Landesstelle wohnenden 
Renten(Pensions)empfänger/innen; 

 4. Bestellung von Bevollmächtigten zur Vertretung der Anstalt bei den für ihren Sprengel in 
Betracht kommenden Landesgerichten als Arbeits- und Sozialgerichte bzw. dem Arbeits- und 
Sozialgericht Wien, den Oberlandesgerichten und Landeshauptmännern/Landeshauptfrauen 
sowie bei anderen Behörden für die in Betracht kommenden Länder; 

 5. Mitwirkung bei der Durchführung der Unfallverhütungsvorschriften, bei der Überwachung 
derselben durch Besichtigung der Betriebe und bei der Vorsorge für erste Hilfeleistung bei 
Arbeitsunfällen. 

(4) Die Landesstellenausschüsse der Pensionsversicherungsanstalt haben nach einheitlichen 
Grundsätzen des Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 1. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 

 2. Gewährung von Leistungen aus dem Unterstützungsfonds; 

 3. Entsendung von Versicherungsvertreter/inne/n in den Widerspruchs-Ausschuss nach § 367a 
Abs. 3. 

(5) Die Landesstellenausschüsse sind bei ihrer Geschäftsführung an die Weisungen des 
Verwaltungsrates gebunden; der Verwaltungsrat kann Beschlüsse der Landesstellenausschüsse aufheben 
oder ändern. 
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